
  

  
  
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         21.03.2018 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 4.1 Richtlinie zum Verfahren der Vergabe sowie Unterhaltung und Pflege 

von Ehrengrabstätten auf den kommunalen Friedhöfen der Stadt 
Halle (Saale) 
Vorlage: VI/2017/03653 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt die Richtlinie zum Verfahren der Vergabe 

sowie Unterhaltung und Pflege von Ehrengrabstätten auf den kommunalen Friedhöfen der 

Stadt Halle (Saale). 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 4.1.1 Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 

Beschlussvorlage Richtlinie zum Verfahren der Vergabe sowie 
Unterhaltung und Pflege von Ehrengrabstätten auf den kommunalen 
Friedhöfen der Stadt Halle (Saale); VI/2017/03653 
Vorlage: VI/2018/03875 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt die Richtlinie zum Verfahren der Vergabe 

sowie Unterhaltung und Pflege von Ehrengrabstätten auf den kommunalen Friedhöfen der 

Stadt Halle (Saale) mit folgenden Änderungen: 

Punkt III., Absatz 3  

Die Anerkennung als Ehrengrabstätte kann frühestens fünf Jahre nach dem Tod für zunächst 

mindestens 20 Jahre erfolgen. erfolgt für zunächst 20 Jahre. 

In dringend gebotenen Ausnahmefällen kann durch Beschluss des Stadtrates die 

Anerkennung schon zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen.  

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 4.1.2 Änderungsantrag der SPD-Fraktion und CDU/FDP-Stadtratsfraktion 

zur Richtlinie zum Verfahren der Vergabe sowie Unterhaltung und 
Pflege von Ehrengrabstätten (Vorlagen-Nummer: VI/2017/03653) 
Vorlage: VI/2018/03912 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt die Richtlinie zum Verfahren der Vergabe 

sowie Unterhaltung und Pflege von Ehrengrabstätten auf den kommunalen Friedhöfen der 

Stadt Halle (Saale) mit folgenden Änderungen: 

 

1. Punkt I.2 wird geändert und erhält folgende Fassung: 

Ehrengrabstätten sind am Grab einheitlich als solche zu kennzeichnen. Auf den 

Friedhofsübersichtsplänen ist auf sie hinzuweisen.  

Auf den jeweiligen Friedhöfen und an dem jeweiligen Grab ist in geeigneter Weise ein 

schriftlicher Hinweis, worin die besonderen Verdienste der dort bestatteten 

Persönlichkeiten bestehen, anzubringen. Diese Hinweise sollen eine der Würde und 

Dauer einheitlich angemessene Form haben. Die Anfertigung und Anbringung 

muss das Ergebnis einer (begrenzten) Ausschreibung sein. 

 

2. Punkt III.2 wird geändert und erhält folgende Fassung: 

Als Persönlichkeiten mit besonderen Verdiensten gelten Verstorbene, die hervorragende 

Leistungen mit engem Bezug zu der Stadt Halle (Saale) vollbracht oder die sich durch ihr 

überragendes Lebenswerk um die Stadt Halle (Saale) verdient gemacht haben. 

Unabdingbar Ziel ist es, dass das Andenken an die Persönlichkeit in der allgemeinen 

Öffentlichkeit fortlebt. 

 



  

  
3. Punkt IV.1 wird geändert und erhält folgende Fassung: 

Das Vorschlagsrecht für die Anerkennung von Grabstätten als Ehrengrabstätten nach 

Abschnitt III steht jedermann jeder natürlichen und/oder juristischen Person zu. Diese 

Vorschläge sind schriftlich mit einer Begründung versehen an die Stadt Halle (Saale) zu 

richten. Zur Vorbereitung der Entscheidungen über die Anerkennung als Ehrengrabstätte 

richtet die Stadt Halle (Saale) einen Beirat ein. Dieser gibt zum jeweiligen Vorschlag eine 

gutachtliche Stellungnahme über die zur Ehrung führende Tätigkeit der Persönlichkeit ab. 

 

4. a) Es wird ein neuer Punkt IV.2 eingefügt mit folgendem Inhalt: 

Es wird ein Beirat gebildet, der über die zu ehrenden Personen entscheidet. Die 

Benennung der Beiratsmitglieder erfolgt auf Vorschlag der Stadtverwaltung und 

nach Beschluss des Stadtrates. Der Beirat besteht aus sieben Mitgliedern. Sie 

sollen die Bereiche Stadtgeschichte, Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und 

Verwaltung vertreten. Es sollen Einzelpersönlichkeiten sein, die auch von 

Institutionen vorgeschlagen werden können, jedoch nicht weisungsgebunden 

sind. Dem Beirat sollen mindesten zwei Frauen/Männer angehören. Vorschläge 

sowie Anträge auf Mitgliedschaft sind an die Stadtverwaltung zu richten. Der 

Stadtrat wählt den Beirat für die Dauer von fünf Jahren. Eine Wiederwahl ist 

möglich. Der Beirat gibt sich nach seiner Konstituierung eine Geschäftsordnung 

und wählt eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung ist vom 

Stadtrat zu bestätigen. Rechtsmittel gegen Einzelentscheidungen des Beirates 

sind ausgeschlossen. 

b) Alle unter IV folgenden Punkte werden entsprechend angepasst. 

 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 5.1 Antrag der Stadträt*innen Dr. Regina Schöps und Yvonne Winkler 

(MitBÜRGER für Halle – NEUES FORUM), Marko Rupsch (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN), Dr. Detlef Wend (SPD), Anja Krimmling-Schoeffler 
(DIE LINKE) und Ulrich Peinhardt (CDU/FDP) zur Verbesserung des 
Schutzes der Bevölkerung vor kommunikationsinduzierter 
elektromagnetischer Strahlung 
Vorlage: VI/2018/03718 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Gesundheitsrisiken durch Mobilfunkstrahlung 
beauftragt der Stadtrat die Stadtverwaltung mit folgenden Vorsorgemaßnahmen im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Möglichkeiten: 
 

1. Die Stadt Halle erarbeitet ein Mobilfunk-Vorsorgekonzept. 
2. Die Stadt Halle strebt die Reduzierung bzw. Vermeidung lokal hoher Belastungen 

durch Konzentration von Mobilfunkantennen an bevorzugten Standorten an und nutzt 
dazu ein Dialogverfahren mit den Mobilfunkbetreibern zur Einigung über bestehende 
und geplante Standorte von Mobilfunkanlagen. 

3. Die Stadt Halle informiert die Bevölkerung durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und 
Kampagnen über die Risiken elektromagnetischer Strahlung und über Möglichkeiten, 
diese zu reduzieren. 

4. Die Stadt Halle verwendet bei der Neuinstallationen oder Erneuerung von 
Kommunikationsinfrastruktur in Verwaltung, Kindergärten, Schulen und Bibliotheken 
möglichst kabelgebundene Lösungen. 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 5.2 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur städtischen 

Förderung von Maßnahmen auf dem Gebiet des Umwelt- und 
Naturschutzes 
Vorlage: VI/2018/03721 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  zurückgezogen 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, eine Fachförderrichtlinie zur finanziellen Förderung von 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Umwelt- und Naturschutzes zu erarbeiten und dem 
Stadtrat im 2. Quartal 2018 zur Beschlussfassung vorzulegen. Die Stadt Halle stellt für 
entsprechende Förderungen ab dem Haushaltsjahr 2019 jährlich 30.000 Euro zur Verfügung.   

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Ordnung und Umweltangelegenheiten vom 15.03.2018: 

 
zu 5.3 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Pestizidverzicht 

auf verpachteten Flächen der Stadt 
Vorlage: VI/2018/03731 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Beim Abschluss neuer Pachtverträge für landwirtschaftliche und andere Flächen der Stadt und 
bei der Verlängerung von Pachtverträgen wird eine Vertragsklausel eingefügt, mit der sich der 
Pächter grundsätzlich zum vollständigen Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden auf diesen 
Flächen verpflichtet. Diese Vorgabe wird auch bei Verträgen umgesetzt, die eine automatische 
Verlängerung für den Fall vorsehen, dass keine Kündigung erfolgt. 
 
1. Beim Abschluss neuer Pachtverträge für landwirtschaftlichen Flächen der Stadt wird 

eine Vertragsklausel eingefügt, mit der sich Pächter*innen verpflichten, nur bei 
erwiesenem Bedarf die im ökologischen Landbau zugelassenen Pestizide 
(entsprechend EG ÖKO Basisverordnung 834/2007 und der 
Durchführungsbestimmung der EG Verordnung 889/2008) einzusetzen. Bei der 
Verlängerung bestehender Pachtverträge ist mit den Pächtern ein Plan zu erarbeiten, 
wie schrittweise die Reduzierung des Einsatzes von Pestiziden auf den für neue 
Pachtverträge festgelegten Standard erfolgen kann. 

2. Beim Abschluss neuer Pachtverträge und bei der Verlängerung von Pachtverträgen 
für andere Flächen der Stadt (z.B. Kleingartenanlagen, Garagenanlagen, Sportanlagen, 
etc.) wird eine Vertragsklausel eingefügt, mit der sich Pächter*innen zum 
vollständigen Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden auf diesen Flächen verpflichten. 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
stellv. Protokollführerin 
 


	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

